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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 18. 
November 2021 in Tiefenbach. 
 
Der Vorsitzende, erster Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet und 

stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Bau- und Umweltausschuss fest. 

Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst, CSU  
 Anna-Lena Fürst, CSU   
 Richard Roßgoderer, CSU  
 Josef Sattler, CSU  
 Florian Schwarzbauer, Unsere Zukunft  
 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler  
 Johannes Unholzer, FWG   
 Susanne Mayerhofer, Bündnis 90/Die Grünen  
 Alfred Gimpl, SPD  

 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Bau- und Umweltausschuss vom 21. 
Oktober 2021.  
 
Beschluss: 
Der Bau- und Umweltausschuss genehmigt die Niederschrift der letzten öffentlichen Sitzung. 

 
Abstimmung: 8 : 0 
(ohne GR Unholzer) 

 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 21. Oktober 2021. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss wird über den Vollzug der Beschlüsse des öffentlichen Teils der Sitzung 
vom 21. Oktober 2021 informiert.  
 

 
3. Beratung über den Antrag des Autosportclub Tiefenbach e. V. auf Genehmigung der 20. ADAC 
Oster-Rallye Tiefenbach am 16. April 2022. 
 
Der Autosportclub Tiefenbach hat beim Landratsamt Passau die Genehmigung für die Durchführung 
der Osterrallye 2021 am Samstag, den 16. April 2022 beantragt. Bei dieser Rallye sind im Gemeinde-
gebiet Tiefenbach neben Gemeindestraßen auch die Staatsstraße 2126 und die Kreisstraße PA 26 be-
troffen. Für die Genehmigung ist gemäß §29 StVO das Landratsamt Passau zuständig. Im weiteren Ge-
nehmigungsverfahren ist es erforderlich, dass die Gemeinde Tiefenbach ihre Zustimmung zur Nutzung 
ihrer Gemeindestraßen erteilt. Darüber hinaus muss sich die Gemeinde als Straßenbaulastträger ge-
mäß § 45 Abs. 5 Satz 1 StVO verpflichten, die erforderlichen Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtun-
gen zu beschaffen, anzubringen und zu entfernen. Die Gemeinde müsste diese Verpflichtung – wie für 
die Veranstaltung in den Jahren 2018 und 2019 – auch für die Staatsstraße St 2126 und die Kreisstraße 
PA 26 übernehmen. Dem Landratsamt Passau soll nun die entsprechende Zustimmung und Verpflich-
tungserklärung mitgeteilt werden. 



 
Der Antrag des ASC Tiefenbach vom 19. Oktober 2021 wird inhaltlich bekannt gegeben.  
 
In der Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am 12.12.2019 bzw. 12.11.2020 wurde über die 
Durchführung, bzw. für die Zustimmung der Nutzung der Gemeindestraßen für die Oster-Rallye in 2020 
bzw. 2021 abgestimmt und befürwortet. Die damals beantragten Rallyes konnten wegen der Gefähr-
dung durch das COVID-19 Virus nicht stattfinden. Die nun beantragten Rallyestrecken sind inhaltsgleich 
mit der im Dezember 2019 bzw. November 2020 beantragten Streckenführungen. Ein Hygienekonzept 
für die Veranstaltung wird erstellt. 
 
Im Gemeindebereich sollen bei der Osterrallye 2022 zwei Wertungsprüfungen mit jeweils zwei Runden 
und jeweils zwei Ausfahrten durchgeführt werden. 
 
Die Anwohner der geplanten Rallye-Strecken werden vom Verein im November 2021 mit einem In-
fobrief über die geplante Durchführung informiert. Wenige Tage vor der Veranstaltung sollen die An-
wohner nochmals informiert werden. 
 
Die Aufstellung der Straßensperrungen und Umleitungsbeschilderungen soll dem ASC Tiefenbach 
übertragen werden. Es wird versichert, dass zur Aufstellung geeignetes Personal mit Befähigungsnach-
weis eingesetzt wird. 
 
Start: Rötzing (KrPA 26)   Ziel:  Ritzing 
 

 
 
Die Wertungsprüfung „Haselbach“ hat folgenden Verlauf: 
 
Start: Bei Gramming 1  Ziel: Im Kirchenholz von Eben Richtung Wilmerting 
 



 
 
 
Beschluss1: 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt die Zustimmung zur Durchführung der Rallye und zur Sper-
rung der Strecken, wobei wiederum davon ausgegangen wird, dass durch das Rennen bedingte Stra-
ßenschäden wieder ordnungsgemäß instandgesetzt werden und auch die angrenzenden Grundstü-
cke wieder so zurückgegeben werden, wie sie vor der Veranstaltung waren. Die Gemeinde über-
nimmt als Straßenbaulastträger die Verpflichtung, die erforderlichen Verkehrszeichen und Verkehrs-
einrichtungen anzubringen und zu entfernen, auch für die Staatsstraße St 2126 und die Kreisstraße 
PA 26. Die Anwohner sind ca. 14 Tage vor Durchführung der Rallye nochmals über die Strecken und 
Zeiten der Rallye in geeigneter Form zu informieren (z.B. durch Info-Flyer). 

Abstimmung:   8 : 1  
 
Beschluss2: 
Der Bau- und Umweltausschuss erteilt die Zustimmung, dem ASC Tiefenbach die Sperrung der Stre-
cken und die erforderlichen Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen anzubringen, zu entfernen 
und zu übertragen. Das zur Aufstellung beauftragte Personal hat für die Eignung dieser Tätigkeiten 
die Befähigung nachzuweisen. 

             Abstimmung:   8 : 1  
 

 
4. Beratung über den Antrag des Frauenbunds Haselbach über eine mögliche Erweiterung des 
bestehenden Spielplatzes in Haselbach auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 22, Gemarkung 
Haselbach, Hofmarkstraße 12.  
 
Der Vorsitzende erläutert den Antrag des Frauenbundes Haselbach. 
 
Die Fläche des bestehenden Spielplatzes auf Flur-Nr. 22, Gemarkung Haselbach, soll in Richtung 
Nordwesten erweitert und neu eingezäunt werden. 
 
Die in die Jahre gekommenen Spielgeräte (errichtet 1994) sollen durch neue Geräte ersetzt werden, 
z.B.: 



- Spielkombination (Kletterturm für ältere Kinder) 
- Spielkombination für Kleinkinder 
- Schaukel, 3-sitzig 
- Wackelbalken 
- Pony-Wippe 
- Feuerwehr-Wippe 
- Klangspiel 
- Sitzgruppe (Tisch u. zwei Bänke) 

 
Beispielfotos der Geräte sowie eine Skizze für die mögliche Platzerweiterung werden dem Bau- und 
Umweltausschuss gezeigt. 
 
An Kosten für die genannten Geräte wird ein Betrag von 43.550,00 € geschätzt. Für den erforderlichen 
Fallschutz mit Einfassung, die Fundamente sowie die neue Einzäunung sind weitere Materialkosten in 
Höhe von 9.500,00 € zu erwarten. Gesamtkosten ca. 53.050,00 € brutto. 
Arbeitskosten sind nicht eingerechnet. Die Arbeiten würden durch den Bauhof durchgeführt werden. 
 
Evtl. können vom Frauenbund noch Sponsoren gefunden werden, um die Kosten zu reduzieren. 
 
In der Diskussion wird angeregt, mehr Sitzmöglichkeiten vorzusehen und Bäume zur Beschattung zu 
pflanzen. 
 
Die Fläche befindet sich auf Privatgrund. Der Eigentümer ist mit der Erweiterung einverstanden und 
stellt das Grundstück weiterhin kostenlos zur Verfügung. Ein Pachtvertrag besteht nicht, soll aber 
künftig auf zehn Jahre geschlossen werden.  
 
Beschluss: 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet das vorgestellte Vorhaben. In 2022 sind hierfür 
Haushaltsmittel in Höhe von 45.000,00 € einzuplanen. 

Abstimmung: 9 : 0   
 

 
5. Beratung über Änderung der Containersituation in Kirchberg v. W. wegen Lärmbelästigung durch 
Altglas- und Dosen-Container (vgl. BUA vom 10.07.2003, 11.03.2004, 11.09.2014, 11.07.2019 und 
17.10.2019). 
 
Auf dem Grundstück der Gemeinde Tiefenbach, Flur-Nr. 84/1, Gemarkung Kirchberg, befinden sich am 
Schulbushaltebereich / Nähe Eichenweg derzeit 5 Container der ZAW Donau-Wald (Wertstoffinsel). 
 
Die Einwurfzeiten sind laut Internetseite der ZAW Donau-Wald und Beschilderung vor Ort an den 
Containern Montag bis Samstag von 8.00 Uhr bis 19.00 Uhr. 
 
Im Juli 2021 wurde zusätzlich durch die Gemeindeverwaltung ein Schild aufgestellt, das nochmals auf 
die Öffnungszeiten sowie darauf hinweist, dass nur haushaltsübliche Mengen entsorgt werden sollen. 
 
Nach Angaben der Anwohner sowie Hausmeister der Schule werden auch regelmäßig größere 
Abfallmengen aus dem gewerblichen Bereich entsorgt und teilweise auch neben den Containern am 
Boden abgestellt, auch nach Anbringen des Hinweisschildes. 
 
Seit dem letzten Vorfall Anfang September, bei dem Schachteln voller Containergut vor den Containern 
abgestellt wurden, gab es keine weiteren Vorkommnisse. 
 
Das LfU Bayern empfiehlt für Altglascontainer auf Wertstoffinseln bei einem Immissionsrichtwert von 
55 dB(A) einen Mindestabstand von 20 m. Im Kommentar zur Bayerischen Bauordnung (Lechner in 
Simon/Busse, zu Art. 57 BayBO, Rn. 201) finden sich folgende Ausführungen: 



 

 
 
 
In der Vergangenheit hat es zu dieser Thematik schon Beratungen gegeben: 
 
BUA 10.07.2003 - ö. S. 
9. Abzug der Containerinsel aus der Ortsmitte Kirchberg v. Wald (erneute Beschwerde der 
Grundstücksangrenzer Sittinger wegen Lärmbelästigung)  
 
Dem Ausschuss wurde vorgetragen, dass trotz der letzten Aktion im Gemeindeblatt Nr. 21/2003 wieder 
Beschwerde über die Containerinsel in Kirchberg hier eingegangen ist. Die jetzige Beschwerde bezieht 
sich nicht mehr auf die Sauberhaltung, sondern die Geräuschbelästigung zu Nachtstunden durch 
Einwurf vom Altglas. 
 
Beschluss: 
Da der Ausschuss sehr wohl die Notwendigkeit dieser Containerinsel in Kirchberg v. Wald 
herausgestellt hat (weiter Anlieferungsweg von Altglas zum Recyclinghof Tiefenbach), werden 
Bürgermeister und Verwaltung beauftragt, einen neuen Standort für diese Insel zu finden. Dabei 
wurde an den Bereich des Lebensmittelgeschäftes Rohrhofer gedacht. Über den neuen Standort bzw. 
den Abzug der Containerinsel aus Kirchberg soll dann der Ferienausschuss entscheiden.  

Abstimmung: 11 : 0 
 
10.07.2003 – BUA - ö. S. 
10. Unordnung im Bereich der Containerinsel auf dem Freibadparkplatz in Haselbach" -  
 
Die ständige Unordnung rund um die Containerinsel auf dem Parkplatz des Freibades Haselbach wurde 
wiederum moniert. Es sei ein schlechtes Bild für unser Freibad, wenn unmittelbar vor dem neuen 
Eingang eine ständige Unordnung herrsche und Glasscherben auf dem Parkplatz herumliegen. 
Nach einer Diskussion über einen eventuellen anderen Standort auf dem Parkplatz stellte Gemeinderat 
Georg Kühberger den Antrag, beide Containerinsel sowohl in Haselbach wie auch in Kirchberg 
abzuziehen. Dieser Antrag wurde mit 4 : 7 Stimmen abgelehnt. Daraufhin stellte Bürgermeister Alfred 
Schwarzmaier den Antrag, nur die Containerinsel in Haselbach abzuziehen. 













1.  
Zulässige Wandhöhe bergseits: bei III: max. 8,50 m 
Zulässige Wandhöhe talseits: bei III: max. 9,25 m 
Als Wandhöhe gilt das Maß von der nach Fertigstellung der Anliegerstraße (=Planstraße A) 
aufgefüllten und in den beiliegenden Schnitten dargestellten neuen Geländeoberfläche bis zum 
Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut. Die Gelände-Höhenpunkte der Gebäudeecken sind 
in den Planunterlagen eingetragen und sind maßgeblich für die Wandhöhen und die Abstandsflächen 
nach BayBO 
 
2. 
In den dem Bebauungsplan beiliegenden Schnitten sind die Gebäude im Lageplan maßlich 
festzulegen. 
 
3. 
Bei den Garagen/Carports/Stellplätzen im Südwesten sind Grenzbebauungen auch über einer Länge 
von 9 m möglich. 
 
3. 
Aufschüttungen und Abgrabungen sind bis max. 1,40 m zulässig und müssen in der eigenen 
Grundstücksfläche so angeordnet werden, dass die festgesetzte Geländeoberfläche an den 
benachbarten Grundstücksgrenzen nicht verändert wird. 
 
4. 
Um die Sicherung der Stellplatzflächen zu gewährleisten, sind an den Grundstücksgrenzen zwischen 
den Parzellen 27, 28 und 39 Stützmauern und Abgrabungen mit einer max. Höhe von 1,40 m zulässig. 
 
5. 
Mit den Bauanträgen/ Genehmigungsfreistellungen sind zwingend Grundstücks-Nivellements 
einzureichen, welche den genauen vorherigen und nachherigen Geländeverlauf auf dem gesamten 
Grundstück zeigen. Als vorheriger Geländeverlauf gilt hier die neue Geländeoberfläche nach 
Fertigstellung der Anliegerstraße. 
 
6. 
Einmessbescheinigungen zu den Bauvorhaben sind mit der Baubeginnsanzeige vorzulegen. 
 
7. 
Eine Überschreitung der Baugrenzen ist zulässig für die Errichtung von Terrassen, Balkonen und nicht 
zu Wohnzwecken dienenden Räumen im Südosten um max. 3,00 m. 
 
8. 
Auf den Parzellen Nr. 27 und 28 sind Wohnungen im UG nicht zulässig. 
Auf der Parzelle 39 ist eine Wohnung im UG zulässig. 
 
9. 
Es werden keine abweichenden Abstandsflächenregelungen zu Art. 6 BayBO festgesetzt. 
 
10. 
Dachform für Garagen und Carports nur begrüntes/bepflanztes Flachdach zulässig. 
 
11. 
Für Bauvorhaben im beplanten Gebiet sind jeweils mit Bauantrag bzw. Antrag auf  
Genehmigungsfreistellung Freiflächengestaltungspläne einzureichen, die bereits mit der Unteren 
Naturschutzbehörde am Landratsamt Passau abgestimmt worden sind. 
 
 



Planliche Festsetzungen: 
 
1. 
Es soll ein privater Grünzug mit einer Breite von 3,00 m an der südöstlichen Grundstücksgrenze 
zwischen der Parzelle 27 und den Parzellen 13 a bis einschließlich 13 d festgesetzt werden. 
 
2. 
Der private Grünzug zwischen der Planstraße A und der geplanten Bebauung ist durchgängig zu 
erhalten, die notwendigen Zufahrten/Zugänge sind planlich festzusetzen. 
 
 
 
Beschluss 1: 
Der Bau- und Umweltausschuss beschließt den gefassten Beschluss 2 des Tagesordnungspunktes 
12 der Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 21.10.2021 zurückzunehmen und 
aufzuheben. 

Abstimmung:    9 : 0    
 
 
Beschluss 2: 
Der Bau- und Umweltausschuss billigt die Änderung des Bebauungsplans WA „Bäckerreut-Süd“ mit 
Deckblatt Nr. 1 unter Berücksichtigung der in der Sitzung besprochenen und festgesetzten Ände-
rungen für die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstiger Träger öf-
fentlicher Belange.  

Abstimmung:     9 : 0    
 

 
11. Bauleitplanung – Antrag auf Änderung des Bebauungsplans WA „Kirchberg - Wiederleiten“ mit 
Deckblatt Nr. 3 für das Grundstück mit der Flur-Nr. 1558/3, Gemarkung Kirchberg, Wiederleiten 4 – 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen und Billigung des Entwurfs für die erneute 
Beteiligung der Öffentlichkeit, Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange. 
 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen  

Der Aufstellungsbeschluss für die 3. Änderung des Bebauungsplans „Wiederleiten“ wurde in der Sit-
zung des Bau- und Umweltausschusses am 20. Mai 2021 gefasst. In der Zeit vom 11. Oktober 2021 bis 
einschließlich 12. November 2021 wurde die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung durchgeführt. 
Dabei sind folgende Stellungnahmen eingegangen: 
 

Stellungnahmen ohne Einwände 
 
Stellungnahme Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 06.10.2021 
Bereich Landwirtschaft:  
Keine Einwände, landwirtschaftliche Belange werden nicht berührt. 
 
Bereich Forsten:  
Keine Einwände, forstwirtschaftliche Belange werden nicht berührt. 
 
Stellungnahme des Landratsamtes Passau – Sachgebiet 72/Städtebau vom 09.11.2021 
Keine Einwände; der Planung wurde formlos zugestimmt 
 
Stellungnahme des Landratsamtes Passau – Sachgebiet 51/Naturschutz vom 09.11.2021 
Keine Einwände; der Planung wurde formlos zugestimmt 
 
Stellungnahme der Brandschutzdienststelle Landkreis Passau vom 02.11.2021 



Seitens des abwehrenden Brandschutzes bestehen gegen die Änderung des Bebauungsplans in der 
dargestellten Form keine Bedenken. 
 
Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Deggendorf vom 21.10.2021 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht besteht mit dem Inhalt der Änderung (Umbau bestehendes Wohn-
haus für mehr Wohneinheiten) Einverständnis. 
 
Stellungnahme des Bay. Landesamtes für Denkmalpflege vom 06.10.2021 
 
Bodendenkmalpflegerische Belange:  
Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht an das Bay-
erische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 
BayDSchG unterliegen.  
 
Art. 8 Abs. 1 BayDSchG:  
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde 
oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der 
Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die 
zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder 
an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er 
durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.  
 
Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:  
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der An-
zeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher 
freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  
Die Untere Denkmalschutzbehörde erhält dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um Kenntnis-
nahme. Für allgemeine Rückfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung stehen wir 
selbstverständlich gerne zur Verfügung.  
Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege betreffen, 
richten Sie ggf. direkt an den für Sie zuständigen Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege 
(www.blfd.bayern.de). 
 
 

Stellungnahmen mit Einwände 
 
 
Stellungnahme Landratsamt Passau – Bauwesen rechtlich vom 09.11.2021 
 
zu dem vorgelegten Bebauungsplandeckblattentwurf in der Fassung vom 19.07.2021 nehmen 
wir als Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung: 
 
Rechtliche Beurteilung 
a. Solche Möglichkeiten der Nachverdichtung werden begrüßt, insbesondere wenn sie mit wenig zu-
sätzlicher Versiegelung einhergehen; allerdings wäre es noch begrüßenswerter, wenn solche Nachver-
dichtungsmöglichkeiten für einen ganzen Bebauungsplan – wo städtebaulich möglich und gewünscht 
– zugelassen werden und nicht nur für einzelne Grundstücke; damit produziert man zum einen eine 
Vielzahl von arbeitsintensiven Verfahren und zum anderen verhilft man nur einem einzelnen Eigentü-
mer zu mehr Baurecht als allen anderen. 
 
Stellungnahme der Gemeinde: 
Die Erdgeschoss-Ebene des bestehenden Wohnhauses auf dieser Parzelle liegt im Vergleich zu den 
Wohnhäusern in der unmittelbaren Umgebung (Wiederleiten Haus-Nrn. 2, 6 u. 8) um mind. 1,00 m 
tiefer, so dass auf diesem Grundstück die Zulassung von zwei Vollgeschossen sowie einer höheren 
Wandhöhe vertretbar ist. Eine Zulassung über eine Befreiung im Einzelgenehmigungsverfahren war 

http://www.blfd.bayern.de/


jedoch rechtlich nicht möglich. Eine Änderung für den gesamten Geltungsbereich ist derzeit nicht 
vorgesehen. 
 
b. Die Parzellennummer ist wieder anzugeben im Plan. 
 
Stellungnahme der Gemeinde: 
Die Parzellennummer wird im Plan ergänzt. 

c. Ein Verbot von Schottergärten wird empfohlen. 
 
Stellungnahme der Gemeinde: 
Das Deckblatt umfasst nur eine Parzelle. Hier erscheint eine solche Festsetzung unverhältnismäßig. 

Falls ein solches Verbot von Seiten der Gemeinde gewünscht ist, sollte dies aus Gleichbehandlungs-

gründen für das gesamte Gemeindegebiet oder Gemeindeteile erfolgen. Zudem besteht ohnehin ein 

gesetzliches Begrünungsgebot gemäß Art. 7 Abs. 1 BayBO. 

d. Stellplätze sollten wasserdurchlässig ausgebildet werden. 
 
Stellungnahme der Gemeinde: 
Für neu entstehende Stellplatzflächen wird dies als Festsetzung in das Deckblatt aufgenommen. 

Stellungnahme ZAW Donau-Wald vom 29.10.2021 
Als Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung teilen wir Ihnen mit, dass gegen das von Ihnen 

oben genannte Bauleitplanverfahren grundsätzlich keine Einwände bestehen. 

Die gesetzlichen Regelungen, insbesondere die Vorschriften der Abfallwirtschaftssatzung des ZAW Do-

nau-Wald bleiben hiervon unberührt und sind ebenfalls zu beachten. Die Ausweisung und optimale 

Gestaltung von ausreichenden Stellplätzen für Abfallbehälter des praktizierten 3-Tonnen-Holsystems 

(Restmüll, Papier, Bioabfälle) am Grundstück und für die Bereitstellung zur Leerung ist vorzusehen. 

Stellungnahme der Gemeinde: 
Die Abfallbehälter können wie bisher am Straßenrand abgestellt werden. 

Beschluss 1: 
Der Bau- und Umweltausschuss befürwortet die vorgetragene Abwägung der eingegangenen 
Stellungnahmen. 

Abstimmung:    8 : 0 
(ohne GR Unholzer)    

 
Beschluss 2: 
Der Bau- und Umweltausschuss billigt den gezeigten Entwurf der Änderung des Bebauungsplans 
WA „Wiederleiten“ mit Deckblatt Nr. 3 unter Berücksichtigung der Änderungen gemäß der erfolg-
ten Abwägung für die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange.  

Abstimmung:    8 : 0 
(ohne GR Unholzer)    

 

 
Tiefenbach, den 18.11.2021 
 
Der Vorsitzende:       Der Protokollführer: 
                     
Im Original gez.        Im Original gez. 
          
Christian Fürst,        Christian Sommer,  
1. Bürgermeister       Leiter Bauverwaltung 
    


